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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 11 AL 75/11 B 
 
L 1 AL 81/10 (LSG Rheinland-Pfalz) 
S 17 AL 218/09 (SG Koblenz) 
 
 
 
……………………………………………………, 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter: ………………………………………., 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Bundesagentur für Arbeit, 
Regensburger Straße 104, 90478 Nürnberg, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 11. Senat des Bundessozialgerichts hat am 18. Oktober 2011 durch  

die Vizepräsidentin   Dr.  W e t z e l - S t e i n w e d e l    sowie die Richter  

Dr.  L e i t h e r e r    und   O t h m e r  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes-

sozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 12. Mai 2011 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde ist unzulässig, da der geltend gemachte Zulassungsgrund der grundsätzlichen 

Bedeutung der Rechtssache nicht in der nach § 160a Abs 2 Satz 3 Sozialgerichtsgesetz (SGG) 

gebotenen Weise dargelegt ist.  

 

Die grundsätzliche Bedeutung einer Rechtssache (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG) lässt sich nur dar-

legen, indem die Beschwerdebegründung ausführt, welche Rechtsfrage sich stellt, deren 

Klärung über den zu entscheidenden Einzelfall hinaus aus Gründen der Rechtseinheit oder 

Rechtsfortbildung im allgemeinen Interesse erforderlich und deren Klärung durch das 

Revisionsgericht zu erwarten ist (Klärungsbedürftigkeit und Klärungsfähigkeit, vgl BSG SozR 

1500 § 160a Nr 60 und 65; SozR 3-1500 § 160a Nr 16 mwN - stRspr; vgl auch BVerfG SozR 

3-1500 § 160a Nr 7). Die Beschwerdebegründung hat deshalb auszuführen, inwiefern die 

Rechtsfrage nach dem Stand von Rechtsprechung und gegebenenfalls des Schrifttums nicht 

ohne Weiteres zu beantworten ist, und es ist der Schritt darzustellen, der die Entscheidung der 

als grundsätzlich bezeichneten Rechtsfrage durch das Revisionsgericht notwendig macht (BSG 

SozR 1500 § 160a Nr 31).  

 

Diesen Anforderungen genügt die Beschwerdebegründung des Klägers vom 21.9.2011 nicht. 

Soweit dem Gesamtvorbringen sinngemäß eine Rechtsfrage zur Auslegung des § 130 Abs 3 

Nr 1 Sozialgesetzbuch Drittes Buch (SGB III) iVm § 132 Abs 1 SGB III entnommen werden 

kann, fehlt es jedenfalls an hinreichenden Ausführungen zur Klärungsbedürftigkeit dieser 

Rechtsfrage. Denn der Beschwerdeführer befasst sich weder näher mit dem Wortlaut der an-

geführten Vorschriften des SGB III noch mit der ua auf § 130 Abs 1 SGB III und § 134 SGB III 

verweisenden eingehenden Argumentation des Landessozialgerichts (LSG). Er versäumt es 

auch, sich mit den vom LSG zitierten Schrifttumshinweisen auseinanderzusetzen.  

 

Das unsubstantiierte Vorbringen, die Rechtsfrage sei höchstrichterlich noch nicht entschieden 

und weder aus Gesetzeswortlaut noch Gesetzesmaterialien eindeutig zu beantworten, ist offen-

sichtlich unzureichend. Insgesamt zeigt das Vorbringen des Beschwerdeführers, dass er im 

Ergebnis lediglich hinterfragt, ob das LSG den Rechtsstreit zutreffend entschieden hat, worüber 

jedoch im Verfahren der Nichtzulassungsbeschwerde nicht zu befinden ist. 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab, da sie nicht geeignet wäre, zur Klärung der 

Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (§ 160a Abs 4 Satz 2 SGG). 

 

Die unzulässige Beschwerde ist zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 1, § 169 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 193 SGG. 
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